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Text 

Dauer des Krankengeldanspruches. 

§ 139. (1) Krankengeldanspruch besteht für ein und denselben Versicherungsfall bis zur Dauer von 
26 Wochen, auch wenn während dieser Zeit zu der Krankheit, die die Arbeitsunfähigkeit zuerst 
verursachte, eine neue Krankheit hinzugetreten ist. Wenn der (die) Anspruchsberechtigte innerhalb der 
letzten zwölf Monate vor dem Eintritt des Versicherungsfalles mindestens sechs Monate in der 
Krankenversicherung versichert war, verlängert sich für diese Personen, ausgenommen für die nach § 122 
Abs. 2 Z 2 und 3 Anspruchsberechtigten, die Dauer auf bis zu 52 Wochen. 

(2) Durch die Satzung kann die Höchstdauer des Krankengeldanspruches bis auf 78 Wochen erhöht 
werden. 

(2a) Personen in einem aufrechten Dienstverhältnis, bei denen die Höchstdauer ihres 
Krankengeldanspruches abgelaufen ist, die einen ablehnenden Bescheid des Pensionsversicherungsträgers 
über eine beantragte Invaliditäts- oder Berufsunfähigkeitspension erhalten haben und keinen Anspruch 
auf Rehabilitationsgeld haben, ist Krankengeld in der zuletzt bezogenen Höhe ab dessen Antragstellung 
beim Krankenversicherungsträger und längstens bis zur rechtskräftigen Beendigung des Verfahrens vor 
den ordentlichen Gerichten zu gewähren, jedoch nur solange die Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit 
andauert. Wird die Pension rückwirkend zuerkannt, so ist dieses für denselben Zeitraum vom 
Krankenversicherungsträger geleistete Krankengeld von den Pensionsversicherungsträgern zu ersetzen. 

(2b) Durch die Satzung kann Personen, bei denen die Höchstdauer ihres Krankengeldanspruches 
abgelaufen und noch kein neuer Krankengeldanspruch entstanden ist, für die Dauer notwendiger, 
unaufschiebbarer stationärer Aufenthalte (Krankenhaus- sowie Rehabilitationsaufenthalte im 
Anschlussheilverfahren) ein Krankengeld in der zuletzt bezogenen Höhe gewährt werden. 

(3) Entsteht nach Wegfall des Krankengeldanspruches vor Ablauf der Höchstdauer neuerlich, und 
zwar innerhalb von 13 Wochen, infolge der Krankheit, für die der weggefallene Krankengeldanspruch 
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bestanden hat, ein Anspruch auf Krankengeld, so werden die Anspruchszeiten für diese Krankheitsfälle 
zur Feststellung der Höchstdauer zusammengerechnet; die neuerliche mit Arbeitsunfähigkeit verbundene 
Erkrankung gilt als Fortsetzung der vorausgegangenen Erkrankung. Für Bezieher/innen einer Leistung 
nach dem AlVG, dem ÜHG und dem AMSG gebührt das Krankengeld auch diesfalls erst ab dem vierten 
Tag der Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit. 

(4) Ist mit dem Wegfall des Krankengeldanspruches die Höchstdauer abgelaufen, so kann ein neuer 
Anspruch auf Krankengeld infolge der Krankheit, für die der weggefallene Krankengeldanspruch 
bestanden hat, erst wieder entstehen, wenn der Erkrankte in der Zwischenzeit durch mindestens 13 
Wochen in einer den Anspruch auf Krankengeld eröffnenden gesetzlichen Krankenversicherung oder 
durch mindestens 52 Wochen in einer sonstigen gesetzlichen Krankenversicherung versichert war. Liegen 
Zeiten einer den Anspruch auf Krankengeld eröffnenden gesetzlichen Krankenversicherung und einer 
sonstigen gesetzlichen Krankenversicherung vor, so entsteht ein neuer Anspruch, wenn die 
Zusammenrechnung dieser Zeiten 13 Wochen ergibt, wobei Zeiten einer sonstigen gesetzlichen 
Krankenversicherung mit einem Viertel der tatsächlich zurückgelegten Dauer zu berücksichtigen sind. 

(5) Die Dauer des Anspruches auf Krankengeld gemäß Abs. 1 erster Satz wird durch das Entstehen 
eines Anspruches auf Pension aus dem Versicherungsfall des Alters oder aus einem Versicherungsfall der 
geminderten Arbeitsfähigkeit oder eine Versehrtenrente aus der Unfallversicherung nicht berührt. 

(6) Der Krankenversicherungsträger ist verpflichtet, die versicherte Person sechs Wochen vor Ablauf 
der Höchstdauer des Krankengeldanspruches über den bevorstehenden Wegfall dieses Anspruches und 
die sozialversicherungsrechtlichen Möglichkeiten in der Folge zu informieren. Gleichzeitig hat er eine 
Abschrift dieser Information dem zuständigen Pensionsversicherungsträger zu übermitteln. 
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